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- n A 2 - 2253/55 - 


Bonn, den 1, Juli 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bericht der Bundesregierung über Maßnahmen 
zur Sicherstellung der Rentabilität der deutschen 
Filmproduktion 

Bezug; Beschluß des Deutschen Bundestages vom 23. Fe- 
bruar 1955 - Drucksache 1187 Ziffer III - und 
Zwischenbericht der Bundesregierung vom 
13. April 1955 - Drucksache 1344 - 

In seinem Brief vom 13. April 1955 hat der federführende Bundes- 
minister für Wirtschaft, im Zusammenhang mit der Prüfung theo- 
retisch denkbarer Maßnahmen zur Sicherstellung der Rentabilität 
der deutschen Filmproduktion, darauf hingewiesen, daß es wegen 
der tatsächlichen und rechtlichen Probleme, die sich bei der Erörte- 
rung dieser Maßnahmen ergeben haben, nicht möglich war, inner- 
halb der vom Deutschen Bundestag gesetzten Frist einen abschließen- 
den Bericht zu erstatten. Zu dieser Zeit lag dem Bundesminister 
für Wirtschaft ein vom Verband Deutscher Filmproduzenten in 
München ausgearbeitetes Memorandum über Vorschläge zur Ordnung 
der deutschen Filmwirtschaft vor, das folgende Maßnahmen vorsah: 

1. Die Bundesregierung möge dem Bundestag ein Gesetz zur Ord- 
nung der deutschen Filmwirtschaft vorlegen, das diejenigen Be- 
stimmungen enthalten sollte, die im Rahmen der Zuständigkeit 
des Bundes auf dem Gebiete der Besteuerung, der Marktordnung, 
der Selbstverwaltung der Filmwirtschaft und der Exportförderung 
zur Herstellung der Wirtschaftlichkeit in der Filmwirtschaft er- 
forderlich seien. 

2. Die Bundesregierung möge die Länderregierungen einladen, im 
Wege einer Ländervereinbarung auf dem Gebiet der Besteuerung 
des Films durch Herabsetzung der Vergnügungsteuer die für 
die Herstellung der Wirtschaftlichkeit der Filmwirtschaft erforder- 
lichen gemeinsamen Bestimmungen zu treffen. 
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Im einzelnen war ausgeführt, daß durch dieses Bundesgesetz eine 
Selbstverwaltungskörperschaft der deutschen Filmwirtschaft errichtet 
werden sollte mit dem Recht zur Erhebung von Gebühren und 
Abgaben, die als Uraufführungsabgabe auf jeden in der Bundes- 
republik und in Westberlin aufgeführten bzw. erstaufgeführten 
Spielfilm und als Umlage nach Maßgabe der Anzahl der von den 
deutschen Filmtheatern verkauften Eintrittskarten zu erheben seien. 
Für die Verwendung der aus den Abgaben gewonnenen Mittel war 
in dem Memorandum vorgesehen, daß 

a) 10 v. H. des jährlichen Aufkommens einem bei der Körperschaft 
gebildeten Sonderfonds zugeführt werden, den die Körperschaft 
zur allgemeinen Förderung des deutsdien Films im In- und Aus- 
land verwenden sollte; 

b) 90 V. H. des jährlichen Aufkommens an die am Herstellungs- 
risiko der deutschen Filme beteiligten deutschen Unternehmen 
ausgeschüttet werden. - Die Ausschüttung erfolgt nach Maßgabe 
der im Vorjahr von diesen Unternehmen getätigten Umsätze. 

Bei den Erörterungen dieses Vorschlages mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft wurde aus den Kreisen der Filmwirtschaft der Vor- 
schlag gemacht, diesen mit der Wirtschaftspolitik der Bundesregie- 
rung nur schwer zu vereinbarenden lenkungswirtschaftlichen Vor- 
schlag durch weniger dirigistische Maßnahmen zu ersetzen. Hierbei 
wurde an eine freiwillige Regelung dergestalt gedacht, daß durch 
eine Kartellvereinbarung der deutschen und der in Deutschland 
tätigen ausländischen Verleiher der Theaterbesitzer verpflichtet werden 
sollte, einen Zuschlag von 0,10 DM auf seine im übrigen frei ge- 
bildeten Eintrittspreise zu erheben und den Zuschlagbetrag an ein 
von den Sparten der Film Wirtschaft gebildetes Institut abzuführen. 
Die Erhebung des Zuschlages sollte nach dem Vorschläge der Film- 
wirtschaft in einheitlich zu gestaltende Geschäfts- und Bezugs- 
bedingungen, die zwischen Theater und Verleih gelten, aufgenommen 
werden. 


Die Ausschüttung des aufkommenden Betrages, der unter Zugrunde- 
legung einer Besucherzahl von rd. 700 Millionen im Jahr auf etwa 
70 Mip DM geschätzt wurde, sollte im Verhältnis von zu ^/y - 
nach vorherigem Abzug von 10 v. H. Inkassogebühr für den ein- 
ziehenden Theaterbesitzer und rd. 20 v. H. Vergnügung^ und Um- 
satzsteuer - an Produktion und Theaterbesitz erfolgen. Hierdurch 
sollten der deutschen Produktion die notwendigen Kapitalmittel 
zugeführt werden, um ihre Wettbewerbsfähigkeit zu sichern; der 
deutsche Theaterbesitz sollte die notwendigen Mittel zur Moder- 
nisierung des überalterten deutschen Filmtheaterparks erhalten. 

Wegen des Kartellcharakters dieses Vertrages wandte sich der Ver- 
band der Filmverleiher eV am 20. April 1955 an die Alliierte Hohe 
Kommission, um eine Befreiung vom Verbot der alliierten Kartell- 
gesetze (Gesetz Nr. 56/ VÖ 78 /VO 96) zu erhalten. 
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Bevor die Alliierte Hohe Kommission in Erörterungen über den ihr 
vorgelegten Befreiungsantrag eintreten konnte, wurden im Zusammen- 
hang mit der Wiedererlangung der Souveränität der Bundesrepublik 
Deutschland die Befugnisse zur Durchführung der ehemals alliierten 
Kartellgesetze durch die Entscheidung Nr. 36, veröffentlicht im Amts- 
blatt der Alliierten Hohen Kommission Nr. 125 vom 4. Mai 1955, 
auf den Bundesminister für Wirtsdiaft übertragen. Der Verband der 
Filmverleiher nahm daher, in Übereinstimmung mit den übrigen 
Sparten der Filmwirtschaft, nach diesem Zeitpunkt die Verhandlun- 
gen über die Genehmigung des Kartellplanes mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft auf. Am 14. Mai 1955 teilte der Bundesminister 
für Wirtschaft dem Verband der Filmverleiher mit, daß im Zu- 
sammenhang mit dem im Antrag an die Alliierte Hohe Kom- 
mission nur in großen Umrissen behandelten sogenannten Filmwirt- 
schaftsplan eine Reihe von Einzelheiten in den Kreisen der Film- 
wirtschaft geklärt werden müßten, um ein genaues Bild über die 
beabsichtigte Arbeitsweise der Filmwirtschaftskasse, die Grundlagen 
für die Verteilung der Geldmittel und das geplante Verleihabkom- 
men zu erhalten. Insbesondere wurde vom Bundesminister für 
Wirtschaft darauf hingewiesen, daß der für die Dauer des geplanten 
Abkommens vorgesehene Filmmietenstopp vom Bundesminister für 
Wirtschaft nicht akzeptiert werden würde. 

Auf dieses Schreiben ist eine die endgültige Stellungnahme der Film- 
wirtschaft enthaltende Antwort und die Vorlage des beabsichtigten 
Kartellabkommens noch nicht erfolgt, so daß eine abschließende 
Meinungsbildung des Bundesministers für Wirtschaft zu dem Film- 
wirtschaftsplan noch nicht erfolgen konnte. Die Situation hat sidi 
daher gegenüber den Ausführungen des Bundesministers für Wirt- 
schaft in seinem Schreiben an den Herrn Präsidenten des Deutschen 
Bundestages vom 13. April 1955 nicht verändert. 

Auch die aufgrund des Bundestagsbeschlusses vom 24. Oktober 1954 
seitens der Bundesregierung während der diesjährigen GATT-Session 
ausgesprochene Kündigung der Anmerkung 2 zu Zolltarifposition 
3708, um hierdurch auch im Hinblick auf eine etwa mögliche Quota- 
Gesetzgebung die Gleichstellung der Bundesrepublik Deutschland 
mit den übrigen filmproduzierenden GATT-Partnern zu erreichen, 
konnte in der Zwischenzeit nicht effektiv werden, da deutscherseits 
Ausgleichsvorsdiläge nicht gemacht werden konnten und von ame- 
rikanisdier Seite Ausgleichsforderungen noch nicht angemeldet wor- 
den sind. 

Für die Zulassung des Filmwirsdhaftsplanes durch den Bundesminister 
für Wirtschaft ist die Prüfung der wirtschaftlichen Situation der 
gesamten Filmwirtschaft von ausschlaggebender Bedeutung. Unab- 
hängig davon, daß diese Prüfung insbesondere hinsichtlich der Er- 
tragslage der produzierenden Firmen noch nicht durch geführt ist, 
kann bemerkt werden, daß sich im Laufe des letzten Jahres ein 
langsamer aber stetiger Auslese- und Konzentrationsprozeß innerhalb- 
der deutschen Filmwirtschaft (Produktion und Verleih) vollzogen 
hat, der vereinzelt die Formen eines vertikalen Zusammenschlusses 
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vom Atelier über Produktion und Verleih zum Theater angenommen 
hat. Die Verleih ankün di gun gen für die diesjährige Vermietungs- 
periode lassen darauf schließen, daß die Gesamtproduktionsziffer 
deutscher Filme für das am 1. September 1955 beginnende Verleih- 
jahr keinesfalls niedriger, unter Umständen sogar höher sein wird 
als die des Vorjahres, obwohl das noch freie Bürgschaftsvolumen 
der Bürgschafts gesell Schaft für Filmkredite mbFi bisher nicht in 
Anspruch genommen wurde und nach den dem Bundes minister für 
Wirtschaft zugänglichen Informationen auch bei den Ländern noch 
erhebliche Bürgschaftsmittel nicht ausgenutzt sind. Hieraus kann 
geschlossen werden, daß sich die wirtschaftlichen Verhältnisse bei 
der deutschen Filmproduktion zu konsolidieren beginnen. 

Sobald die abschließende Stellungnahme des Bundesministeriums für 
Wirtschaft vorliegr, wird die Bundesregierung erneue berichten. 


Dr, Erhard 



